
Ministerratsbeschluß, da Ihnen ja offensichtlich klar sein mußte, 
daß damit eine ausreichende Sicherheitsüberprüfung in den Mi­
nisterien nicht gewährleistet wird.

(Unruhe bei CDU/DA)

Dr. Diestel, Minister für Innere Angelegenheiten:

Herr Abgeordneter Meisel, Sie haben überhaupt nicht zuge­
hört bei meinen Darlegungen eben. Wenn Sie nach meiner Tätig­
keit, nach meiner Zuständigkeit im April fragen, so muß ich Ih­
nen einfach sagen: In diesem Zeitraum war mir dieses Komitee 
nicht unterstellt. Das läßt sich einfach nachweisen.

Nach der Beschlußfassung des Ministerrates im Mai ergeben 
sich ganz klare Kompetenzen für mehrere Ministerien, so auch 
für das Innenministerium. Und im Rahmen dieser Konsequen­
zen habe ich gehandelt. Es war sehr wenig, Herr Abgeordneter 
Meisel, weil ich den Grundsatz dargelegt hatte, man hat die Sta­
sibewältigung, die Stasibearbeitung damals durchaus berechtigt 
von den VP-Organen ferngehalten und hat damit Abgeordnete 
beauftragt. Das läßt sich einfach, um ihre Frage zu beantworten, 
in Ziffer 12 dieses Ministerratsbeschlusses nachlesen, was ich 
durfte und was ich nicht hätte tun dürfen.

(Beifall bei CDU/DA)

-_Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder :

Danke schön, Herr Minister. - Der Ministerpräsident hatte 
ums Wort gebeten. Bitte schön, Herr Ministerpräsident.

Ministerpräsident de Maiziere:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte ein we­
nig darstellen, wie in der Anfangszeit der Regierung mit dieser 
Problematik umgegangen wurde und wie im folgenden die Auf­
gabenverteilung war.

Am 19.4.1990 sind die Minister und ich hier vor der Volkskam­
mer vereidigt worden. Am gleichen Tage hat die erste Sitzung 
des Ministerrates stattgefunden. Dort nicht, sondern in der 
nächsten Sitzung, das müßte dann am darauffolgenden Mitt­
woch gewesen sein, wurde der Auftrag ausgelöst, ein Material zu 
erarbeiten, wie mit der Problematik der Aufarbeitung der Akten 
und der damit zusammenhängenden Probleme umgegangen 
werden könnte. Ich betone: in der Sitzung der Folgewoche.

Es hat dann einen Entwurf gegeben, der im Ministerrat drei­
mal wieder vorgelegt worden ist, weil es unter unterschiedlich- 

—'sten Aspekten Hinweise gab, daß diese Vorlage nicht den An­
sprüchen genügen würde. Vielleicht muß man dazusagen, daß 
man wahrscheinlich auch einen Mechanismus kennen muß, um 
das notwendige Werkzeug dafür zu finden und zu haben. Ich 
glaube nicht, daß man mit einem Vorschlaghammer eine Uhr re­
parieren kann und umgekehrt nicht mit der Uhr einen Vor­
schlaghammer oder etwas in der Größenordnung.

Wir waren damals der Meinung, daß dieser Beschluß, so wie 
wir ihn am 16.5. gefaßt haben, der Aufgabe gerecht würde, und 
ich betone dies, auch meine Kollegen, die damals von der SPD- 
Fraktion im Kabinett waren, haben diesen Beschluß so mitge­
tragen. Sie werden sich erinnern, daß wir lang und ausführlich 
darüber beraten haben, in welcher Weise wir damit umgehen 
wollen, und wir darüber hinaus damals darauf Wert gelegt ha­
ben: Wir möchten, daß dieser Beschluß im Ministerrat einstim­
mig getragen wird von allen, die daran beteiligt waren. Richtig 
ist dargestellt worden, daß es bestimmte Vorbehalte gab, daß 
Mitarbeiter des Ministeriums des Innern, insbesondere Polizi­
sten, die Geeigneten seien, mit den personenbezogenen Daten 
umzugehen und da die notwendige Klärung herbeizuführen, 
so daß damals die Auffassung vertreten wurde, daß hier im 
wesentlichen Ausschußarbeit der Volkskammer zu leisten wä­
re, und zwar durch die beiden in soweit zuständigen Ausschüs­
se.

Die Ausschüsse haben sich - und dies muß ich hier erklären - 
in der gesamten Zeit der Tätigkeit nicht ein einziges Mal an mich 
gewandt mit dem Hinweis, daß sie keine ausreichende Unter­
stützung empfangen würden und daß es hier zu Maßnahmen kä­
me, die ihre Arbeit nicht in der richtigen Weise ermöglichten. Es 
hat einen einzigen Hinweis gegeben, der allerdings tatsächlich 
so war, daß ich davon ausgehen mußte, daß unberechtigt Akten 
aus Objekten entfernt werden.

Die Situation ist so, daß dann - wie Kollege Diestel dargestellt 
hat - im Juni die Unterlagen an den Ausschuß gegangen sind. 
Und ich entsinne mich auch an Darstellungen des Herrn Gauck 
vor der Volkskammer, daß dort persönlich Gespräche mit den so­
weit Erfaßten geführt werden sollten. Es ist für mich erstaun­
lich, daß nun erst Ende der vergangenen Woche in der Weise ver­
fahren wird durch den Ausschuß, wie jetzt verfahren wird. Auf 
Anfrage habe ich beispielsweise auch heute noch nicht entspre­
chendes Material hinsichtlich des Hauses des Ministerrates be­
kommen können.

Des weiteren ist zu beachten, daß aus dem Ministerium des In­
nern auf Beschluß des Kabinetts der Entwurf des Gesetzes über 
die Behandlung personenbezogener Daten erarbeitet wurde, der 
dann der Volkskammer zugeleitet wurde. Insoweit dieses Gesetz 
- es ist geltendes Recht - andere Regelungen als der Minister­
ratsbeschluß vom 16.5. setzt, gilt selbstverständlich die gesetzli­
che Grundlage.

Ich gehe davon aus, daß es im April, als wir die Arbeit übernah­
men, Leute waren, die alle bisher noch nicht Minister gewesen 
waren. Ich gehe davon aus, daß sich die Mitglieder meines Kabi­
netts mit großem Einsatz den ihnen übertragenen Aufgaben ge­
stellt haben. Und ich gehe desweiteren davon aus, daß der Innen­
minister Dr. Diestel wahrscheinlich einen der empfindlichsten 
und sensibelsten Bereiche übernommen und immerhin dafür 
gesorgt hat, daß die Volkspolizei, die bei unserer Bevölkerung 
durch die Ereignisse vom 7./8. Oktober 1989 in besondererWeise 
in Kritik geraten war, tatsächlich wieder ein funktionierendes Si­
cherheitsorgan ist.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Ich habe das ungute Gefühl oder die Meinung, daß hier be­
stimmte Vorgänge nicht nach dem rationell zugänglichen Mate­
rial und ähnlichem beurteilt werden, sondern daß sehr stark ge­
fühlsbetont an diese Aufgabe herangegangen wird.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Kein Wunder!)

Ich betone bloß, daß sowohl die eine als auch die andere Art, es 
zu betreiben, allein zu betreiben, wahrscheinlich nicht die richti­
ge wäre.

(Zuruf, SPD: Es ist nur eine mögliche Interpretation. Es wären 
andere auch denkbar.)

Ich möchte die Volkskammer dennoch weiterhin darauf hin- 
weisen, daß in der Verfassung Artikel 50 Satz 2 festgelegt ist, daß 
die Volkskammer - sofern sie der Meinung ist - berechtigt ist, 
einen Minister abzuberufen. Hier wird der Ministerpräsident ge­
beten, dieses zu tun. Wenn mir vom Hohen Hause keine Hinwei­
se gegeben worden sind, daß dort Dinge nicht in der gehörigen 
Weise bearbeitet wurden, kann ich nicht recht einsehen, warum 
Maßnahmen von mir gefordert werden. Dann mögen sich dieje­
nigen, die einen solchen Antrag stellen, bitte auch zu einem eige­
nen Antrag durchringen. Ich würde es sehr bedauern, wenn die­
ses sehr schwierige Thema - und wir wissen alle, wie schwierig 
es ist - in den letzten Wochen, und ich betone „letzten Wochen“ 
vor den Landtagswahlen vom 14.10. zum Wahlkampfthema miß­
braucht werden würde.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Ich würde sehr enttäuscht sein, wenn ich feststellen müßte, 
daß es Sachzusammenhänge diesbezüglich gibt. Allerdings muß 
ich die Feststellung treffen, daß eine Kampagne gegen Herrn 
Dr. Diestel zweimal geführt worden ist - einmal, als er es wagte,
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